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Die Frankfurter Arbeiter-

Akademie.

5n der Presse ift bereit« mehrfach davou die ttedc

gewesen, daß in Frankfurt a. M. t« Verbindung mit der

dortigen Universität eitle Arbeiterskademie gegründet werden

solle. Obwohl e« fich hier um eine Angelegenheit handelt,
die die Arbeiter, Angestellten und Beamten unmittelbar

angeht, haben sich doch die Organisationen dieser Bevölkerung«-
schichten bisher nicht in dem Maße damit beschäftigt, wie

e« nach unserer Auffassung notwendig wäre. E« kann

auch nickt etwa der Einwand erhoben werden, daß e« an

Mareria! fehle, um sich über den Zweck der neuen Ein«

richtnng und »drr die Mittel, mit denen sie den Zweck
erreichen will, zu unterrichten, denn e« liegt eine Denkschrift
vor, die dte Gozialdemcrratifcbe Fraktion der Htadt-

Verorduetenversammluug über die Fraukfurter Akademie

verbreitet hat und die alle« Wesentlich: enthält, wa« iimn

Wissen muh, um sich ein Urteil' bilden zu können. Ans
Vrund dieser Denkschrift wollen wir im .Nachstehenden
»ersuchen, da« Zntcresse ans die Frankfurter Arbeiter»
Akademie hinzulenken.

Die Arbeiter-Akademie foll der allgemeinen «nd

befonderen Au«bildung geeigneter nicht akademisch vor»

gebilveterPerfonen au« den ZereNen der Arbeiter-,Angestellten»
und Veamteuscha,t dienen uud sie auf otese Weife zur

Bekleidung führender Sttlluttgeik in der politischen. Wirt-

schaftlichen und sozialen Selbstverwaltung fähig machen.

« handelt fich bet der Arbtitn.«kaoem,k also nicht e,wa

mn eine reine Fochlehranftalt, wie e« Foridildungsfchu en,

Wiitschaftgfchulen und BerwaltunaSakudelllien sind, sondern
um eine wirkliche Hochschule, die an ihrem Teile dcn

Personell, dle au« dem einen oder anderen Grunde fich
keine abgeschlossene höhere Bildung aneignen können,
behWick sein will, diese Lücke auszufüllen und fte damit

zu befähigen, führende «tellungen zu erringen und zu

bekleiden. Grundsätzlich soll die Akademie jedem Arbeiter,
Angestellten nud Beamten männlichen uu? weiblichen Ge»

schlechtes zugänglich sein. Ilm aber von vornherein, soweit
da« überhaupt möglich ist. einen Erfolg zn gewährleisten,
sollen nur Persoueu defuchSberechtis.l sein, die das 24. Leben«»

ja«r erreicht und da« 4>> noch nicht überschritten haben,
die eine bestimmte Beruf« bilduug und eiue mehrjährige
Tätigkeit in ihrem Berufe nachweisen tonnen und die die

Reise de« Geiste« und de« UharaklerS besitzen. In der

Regel wird die Auswahl ber Teilnehmer auf Grund vsn

iulassungSvörschlägeu erfolgen, die jährlich von deuieuigen
terbänden und fouftigen Stellen eingereicht werden, die an

dem Zustandekommen uud an der Ausrechterhal'.u"^ der

Akademie Anteil nehmen. Das werden naturgemäß in

der Hauptsache die Orgauisatiouen de? Arbeiter, An»

gestellten lüid Beamten sein. Man ersteht also schon
au« diesem äußerliche» Umstände, welche« Weit die

Arbeiter-Akademie auf die n»mittelbare Mitwire'mg der

genannten Verbände legt
Von der richtigen A lffassuug ausgehend, daß ra«

Lchriiel nicht erreicht werden kann, wenn der Hehrvlau von

vornherein reine Fachbildu, g vorsteht, gehen die Vorschlage
der erwähnten Denkschrift dcchin. daß znnächst gewissermaßen
al« Unterbau ein bestimm tt« Bildnnq«wisftn vermittelt

werden soll, ehe au besoude! e Fachausbildung siir bestimme

Stellungen im öffentlichen Leben gegangen wnd. ibt nnd

deshalb im Le^n .lan philosophische nnd naturwissenschafllictic

Borlesungen vorgesehen. Daran schließen fich dann d e

Vorlesungen über Gesellschaft«, und Wirtfchaft«lehre, sowie
über Recht«, und Staatslehre. Die beiden letzteren zer-falle,,
wieder in solche, die für alt Teilnehmer gedacht find und

in folche. die nur für Teilnehmer in Betracht commeu. die

Als

ift llll

de« Gewerkfchaftsbeamten, )eS WutschaftSdeamteu nnd de«

politischen Beamten. Da namentlich siir ältere und reisen
Pcrfonen die rein passive Aufnahme de« ^ ehrst >?ffe«, wie

sie durch Borlesungen geschieht, aus die Dauer nicht er»

träglich ist, sollen die Vorlesungen durch ArbeiiSgemeinfchasten
ergänzt werden, in denen bestimmte Fragen durch gegen,

fettigen Gednukrnau«tausch erörtert werden sollen. Al«

Lehrkräfte kommen in erster Linie die Dozenten der Frank¬
furter Universität in Frage, e« ist aber in An«stcht gencuimen,
auch andere Perföulichkeiten, die nach ihrer bisherigen
Tätigkeit al« geeignet erscheinen, al« Dozenten mit heran«

zuziehen. Man sieht also, daß e« sich bei de- Lebrmtthode

nicht um eine schematische Uebernahme de« Unterricht«,
betriebe«, wie er an Universitäten üblich ist. handelt, sondern
dak man den Ansprüchen gerecht zu werden versucht, die

die Vesucher der Akademie zu stellen berechtigt find.
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ES braucht wohl uicht bcsoi ders betont zu werden,
daß die Arbeiter-Akademie besonder' Kosten ver"rsocht. Die
Kosten sind entweder iolchc fiir dei^ Lehrbetrieb oder solche
für dlU Lebinsnntcriialt derjenigen Teilnehmer, die diese
Kosten nicht anS penn ten Mitteln zu bestre lcu vennögen.
Tie Kosten der einen ''Irr sollen dnrch Anschüsse deS Reiches,
des Staates und der Stadtgemeinde Franks irt aufgebracht
werden. Ter preuß s>he Finanzlniliiner ha . den ferneren
Zuschuß an die Frankfurts - llnivcrsttät, die bekanntlich eme

dtische Gründung iit, ^avou abhängig gemacht, daß eine
Arbeite' Akademie iu Zlvcctlnäßiger r^ets^ mit der U liversttät

Vcrbindnlig gebrrht werde. Die «kosten der zweiten
Art sollen nnn von >,n beteiligten Verbänden der Arbeiter,
Angestellten nnd tteamtcn aufgebracht werden. Sie zerfallen
in das VorlesunzS-Honurar nnd in die Kosten für den

Lebensunterhalt während der Dninr des Studiums. Als

VorlcsungS-Honorar koilmt sür jeden Teilnehmer eine

Pauschalsumme'von rielleicht 200 Mk. für das Semester
iu Betracht. DiefeS hcuorar foll zum Befuch eiucr fest«

gelegtenK r

lcs.mgkn und Ilebuilgtn on der

anch noch! (II!

darüber hinaus Vorlesungen an del Universität selbst hören,
so sind diese nach den geltenden Bestimmungen der Universität
besonders zu bezahl ni. Die zur Arbeiter-Akademie Zn-
gelassenen haben jeoech ohne weiteres die Rechte von

c nchern" der Universität im 7i'.me dcr Univers.tätS»
stainten. Sie branchm also nicht noch einen besoudcreu
Besucherfchcin en. !?'e Kosten für den Lkbeusuttterhalt
werden natürlich das Lo' lemngshonornr in jedem Semester
erheblich übersteigen, so !"lß sich die G^:','i'l?N'n fnr den

c'.:ij,liiei! Te..n. niht genau angebe« lassen. Man
darf aber wohl anuelineu. daß z. B. ein Angestelltenverdand,
der einen feiner r n Beamten nach Frankfurt anf
S Jahre znm Studium schickt, ihm während dieser Zeit
mindestens doS b'sb/r lnzogene G:halt weiterzahlen wird.
ES kann sich al'? dinoch jede Organisation selbst anS-

rcchncn, welchen Aufioai d ihr el.va die Entsendung von
- oder w'hr reit Beamten oder sonstiZi.en geeigneten
Persönlichkeiten nuch Frankfurt verursachen würde.

Obwohl dic vcr lchendeu Dcrlegungcn ziemlich kurz
gehalten werden nnsnei,. d.:r len sie doch woyl genügeu.
um stch ein ll.l il )iliiiber zu Hilden, ob die Frankfurter
Arbeiter-Akademie dl: Untcrstützu.lg der Organisationen der

Angestellt?« v-rd ent. Daß die Akade^tie eine schon längst
eln»nli>denc Lücke ausfüllen kann, laßt fich wohl kaum
bezweifeln; cS wäre deshalb angebracht, wenn gerade die
im AfA-Buud vereinijztcil freigewcrkfch^ftlichen Angestellten«
Verbände der Frank'urter Akademie ein größeres Interesse
zuwenden wollten, aZ eS bisher stst durchgängig der Fall
cioefen ist. Da di, Franksurtcr Akademie nur unter

tätiger Mitwirkung dcr Organis^onen der Arbeiter,
Angestellten nnd Becmtcn zustande lommen und l.)eiter
ausgebaut werden ü nu, so sollten sie fi h alle die Förderung
dieses «euze'tlichen tttdütfnissen ctitgeseukommenden Unter¬
nehmens angelegen e n lassen. ««rl Sohlich

AfA - P o rftande. Konferenz.
Allgemeiner freier A»gestellt««br nd (AfA-Bund)

Am 6. und 7. November tagten dre Gesamtvorstände
aller a„ die AfA angeschlossenen Betbände in Berlin im

Fcnjanl des früheren Herrellhausks, im in mehr«, idigen
eingehenden ^eratl.i g<u die Richtlinien für die künftige
Reorganisation deö frei gewerkschaftliche« MrtellS festzulegen.
Auf Eirund der für dlS AfA-Prs.'.ran m und die Satzung
gefaßten Beschlüsse wird eine Satzm gskummisston in kürzester
Frist eine Borlage ausarbeitn!, d<rei endgültige S

tiomernng auf eincm für daS Frühjahr li>2l »orgesehenen
AsA-GewerkfchaftSkongrcß erfolgen foll.

Ter Internationale Sewerkschaftsblind (Amsterdam)
war auf der Vorstände-Konferenz durch feinen Sekretär
,> im inen aus Holland vertreten, dcr in ciner Anssprache
daS Bekenntnis dcr AfA zum I. S. V. 'reudig begrüßte.
Er zeichnete ill kurzen Zügen den künftigen erweiteren
AnfgabenkreiS der freien Gewerkschaften und stellte den
baldigen organisatorischen Anschluß der AfA au den Inter
nationalen Gewerkschaftskongreß in AnSftcht.

Mit Rücksicht auf den engeren Zusammenschluß der

AsA-Verband,, wie er nunmehr bevorsteht, hat die Vor«
stände-Konferenz beschlossen, den bisherigen Namen .Arbeits¬
gemeinschaft freier Angestelllenverbande" abzuändern in:

.Allgeineir cr freier Angestelltenvund (AfA Bund)".

Die Konferenz nahm fern« Srellnng zur Frage
der Arbeitsgemeiuschafteu (Zenttal-Arbeit!>gemeinfchaft der
industriellen und gewerblichen Arbeitgeber und Arbeitnehmer
Deutschlands). Nach eingehender Ausfpriche wurde nach¬
stehende Entschließung gefaßt:

„Die Vorstäudc Konferenz der AfA erklärt sich nach
wie vor bereit, im Interesse der Allgemeinheit an dem
Wiederausbau der Wirtschaft mitzuwirken. Die zur besseren
Durchführung der TemobiUsicrungSinaßnahmen ge«
fchaffcncn Arbeitsgemeinschaften haben durch ihre Iiis-
herige Tätigkeit bewiesen, daß sie nicht imstande sind,
die .'.'iegelllng der Wittschaft im Intmsse des gesamten
Volkes durchzuführen. Die Arbeitsgemeinschaften hoben
nicht vermocht, Unternehmer von willkürlicher Stillegung
volkswirtschaftlich notwendiger Betriebe abznhalteu.
Ebenso hat sich «zeigt, daß trotz der Arbeitsgemeinschaft
dle Bctrtebi'.dkmokratie, die gleichberechtig c Mitbestimmung
der Angeseilten, und Arbeiterräte in den Betrieben, mtt
allen Mitteln von den Arbeitgebern bekämpft wer)e«.

Anch nur zu einer Milderung der Arbeitskämpfe Hoden
dle Arbeitsgemeinschaften nichts beitragen können, selbst
Schiedssprüche find fast ausnahmslos von den Arbeit-
gebern nicht anerkannt wo,den. Es hat sich bestätigt,
daß mit Hilfe der Arbeitsgemeinschaften die Umwandlung
der privatkapitalistischen Wirtschaftsform in die Hennin
wirtschaft mcht zu erreichen ist

Die Vorstände Konferenz beauftrcgt deshalb den
Vorstand drr AsA, unverzüglich mit dem ADGV in
Verbindung zu treten, um oen gemeinsamen Austritt aus
den Arbeitsgemeinschaften zu bewirkend

Zu dem weiteren Puukt der Tagesordnung .Soziali¬
sierung des Bergbaues- gelaugte die Konferenz zu folgender
Stellungnahme:

.Die Borftände Konferenz der UfA erblickt die
Ursachen des wachsenden Eleu'os der arbeitenden

Vevölkerungsschicht im kapitalistische?, wirtschastssystem
und im Friedensvertrag von Versailles Allc Versuche,
den ^ ederausbau der deutschen Volkäwirtschcrft unter

Aufrechterhaltung der privatkapitalistischen Eige, tumSrechtc
vorzuuehmen, müssen von der fteigewerksömfUich denkenden

Angest 'lltenfchaft mit aller Entschiedenheit bekämpft werden.
Die Konferenz ruft vielmehr die Arbeiter und Angestelltem
auf, ihre ganze organisatorische Macht für die Ver
wirklichung deS Gozialismus einzu'etzeu.

In diesem Bestreben haben sich die freien Gewerk
fchaften in den kommend« Wochen uud Monaten vor

allem auf den Kampf um die Bollfuzialtfirrung de-)

Bergbaues zll konzentrieren. Die Vorstände der AfA
Organisationen stelle« fich auf den Boden des Vorschlag 's I

der Sozialisteruttgs-ttomniisfisn und erbeben schärften
Probst gegn. ^re vom organisierten Unternehmertum
eingeltiteteu Beisuche, den VozialisierM
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privatkapitalistischen Sinne umznbiegen. Diej
fichtlichen BerhinderungSversuche der Sozialisierunz im

Bergbau zwingen die freien Gewerkschaften, unverz iglich
die erforderlichen Vorbereitnngcn zn treffen, unl die
Ueberführnng der Kohle in den Besitz der Allgeme uhelt
mit allen gewerkschaftlichen Mitteln herbcizttfütren."

Angestellte und Wclthilfösprach.
(Esperanto).

Die AfA'Vcrtrelersttzung vom 29. 9. 20 bat fich mit
der Frage dcr Internationale eingehend beschäftigt und
die Eroartung ausgesprochen, daß es in Kürz- m iglich
sein wird, alle freigewerkfchaftlichen Angcs clltenzrllppni in
einer Jntemationale der Angestellten zusammcuzuschlics^''.
In den einstimmig angenommenen Leitsätzen crkcin t ^ic
AfA als unerläßliches E^ordernis fiir die steige werk
schaftliche Arbeit der Angestcllteu die Zus.rmmenarleit mit
dem Internationalen Gewerkschaftsbnnd an Sie e, klärt
fich bereit, mit der fteigewerkschaftlichcn Angestelltenbewkgnng
aller Länder eine feste, damrnde, organisatorifche Zufammen«
orbcit herznstellcn und zugleich die Internationale der
Kopsarbeiter Hand ln Hand und in dauernder organt«
salorischer Zusammenarbeit mit dcr International« der
Handarbelterschaft, den Internationalen Gewerkfchaftslmnd,
zu einer großen Internationale aller Kopf» und Hand»
arbeit« der Welt auSzubanen.

Es ist Pflicht eines jeden freigewerkschaftlichen Zlnge«
stellten und Arbeiters, an l-er Verwirklichung diefes P aneS
mit allen Kräften mitzuwirken. Jeder einzelne kann kj,r
seinen Teil dazu beitragen, indem er mit feinen Klcissen-
genossen der vergebenen Lander in direkten Verkehr tritt
und dadurch soziale Fortschritte und Einrichtungen anderer
Länder kennen lernt. Die nationalen Serschiedenli eilen
wachsen nur deshalb so oft zu Hak und Feindschaft aus,
weil die Volker fich nicht genügend kennen und versieben
lernen. Sine Völkerverftändigung wird niemals durm die
jetzt herrschenden Massen herbeigeführt werden können.
Sind fte es doch gerade, denen wir z. T. die bentigen
trostlosen Verhältnisse verdanken, die all das Elend lmrch
deu furchtbarsten aller Kriege heraufbeschworen haben, die
vor und während des Krieges gehetzt haben nnd sogar
heute noch Hast und Zwietracht zu säen versuchenk 5tcin,
von unten herauf, aus de? arbeitenden, Werte schassenden
Klasse heraus muß der Weltfriedc emvorsprießen?

Angestellte uud Arbeiter aller Länder zeigt, daß Ihr
auf dem Posten seid, bildet eine geschlossene, etnheit iche,
internationale Front gegen den Mieinsameil Fund:

Militarismus, Kapitalismus uuo Feudalismusl
Die Schwierigkeit der Vcrschiedenartlgkeit der einzelnen

Landessprachen wird behoben durch Vernxndnna wirrer
einheitliche» Welthilfssprache, als die fich .Espcrarto«
bereits glänzend bewährt hat. In allen Ländern dcr
Welt bedient fich schon die Arbeiterschaft diefer Sprache
bei Korrespondenz, in eigenen Zeitungen uud als vex.
ständigungsmittel auf iuteriiaiionaleu Kongressen. Der im
Oktober lSW in Mailand stattgefundene /weite Kongreß
der .Internationalen Förderation der Kriegsteilnehmer«
>ut Efperanto a!S offizielle Verhandlungssprache benutzt.

hlreich find die Organisationen, die mit de''ui lksolgc
lch im internationalen Verkehr der Welthilfssprache
.Esperanto" bedienen. Die Sowjet-Regierung iu Ruß and
führte Esperanto in den Ochuleu als Pflichtfach ein.
Seit Septemoer lSIS erscheint irr Zürich eine größtemeils
in Esperanto abgefaßte Handelszeilschrift: .Internacia
Kornorca Revuo", die in mehr als 6b Ländern gelesen

wird. Täglich erweitert fich d« Auhänqerkreik. der Neu
Hilfssprache .E?peranto". Sie hat sich als Hll'-mittel
von unermcklichcm Wert dewiejcn, n -il durch s e dem
arbeitenden Volke Gelegenheit gegeben ist, ln 'theil,
Gleichheit uud Brnderlichkcir zn sördc.n und die ge'Ntigcn
Waffen 'i>l schänen, um ins luleruationaler Grundlage
die Arbeituehmerschaft zufammeiizufchweißell.

Leicht erlern!.'ar. befäh gt Esperanto jeden Ai'g-stclücu
nnd Arbeiter, mit seinen Klasseugeuoss^u der ganzen Welt
in direkten Verkehr zu trete», erleichtert dre AufktärnngS-
arbeit unter den Arbeitnehmern aller Länder, fchonl
unbegrenzte internationale Freizügigkeit, beseitigt die schier
nn'ibcrwittdlichen Schwierig?ciren i:,l Verkehr der Organi
sationen verfchiedener Läuder mlreinandcr.

Auch die deutsche fottfchrittliche Arbeituehmerschaft
kann nnd darf diesem bereits bewährten Hilfsiuittel im
geistigen VefreiungStam'.fe n>,!t 'remd uud gleichgültig
gegeuuberftcken! Wlr wollen die Brüdeltichkeit inner den

Nationen; ol>er dlc '.n,uckc vou Volk zu Volk, r^,, ic

zu Zone, von der Arbeitnehuierschaft einer Nation zu der
«ller Nationen schlagt nur > gemenname Sprach
Auskunft erteilt, deutscher Arbeiter Esperantistendnod.
Hannover. ?lncrnstraßc 36.

Tie Durchführung der Verordnung ,'ctr.

Maszttahmen geg?nnber Bctricboal,

brüchcn n. Ttillegungen vom >i ßl ?6i>

(ReichSgesetzbl. Jahrg. l ^20 Nr <. ^, Iz >

dnrch die Betriebsoertrctnngen nnd die

il^ewerkschafteu.
bisher war nach K 7 t BNG. dcr llnteniehmer vcr

pflichtet, dei Erweiterung. Einschränkn««, oder Stillegung
deS Betriebes fich .möglichst längere Zcn vorher" über
Art und Umfang der erfo derlicheu Mannalnncu mi: der
Bcniebsvertretnng .inS lDenehuleu" n> ,eyen. Diese
Fassung hat fich ln dcr Praxis als dnrchau« unzulänglich
erwiesen. Nur wenn d:r Unternehmer überli '.üvt von dem
8 74 keine Notiz nahm war eS mögli^N. ^'asikttki..ldiaii!igeu
durch Anrufung von Schlilbtuttgsauosliiiiscu für ungültig
erklären zn lassen, weil der ttuternehmer nicht sciuen
setzlichen Verpflichtungen nachgekommen ift. Im übrigen
bestanden jedoch über die Art deS «ins Benkhn'.en-.setzenS
keine zwingenden Vorschrift^ ebensowenig über den Begriff
.längere Z?i: Vorher". Außerdem waren irgend welche
Rechtsfolgen an die Nichtdnrchführnng dieser Verpachtung
durch den Arbeitgeber ni.-ht geknl i'fl.

Bei Ginschranknngcn des Betriebe« besteht darüber
hinan« bis jetzt noch die Mglnnken. daß der ben>.",>!i'
Ardeitueumcr auf Grund d?r Verordnni'.t. v,-m i .'

über Einstellung und Enllassrng von Arbeitnehmern während
der Zeit der wi'tfchafrllcheu Demodilmachung (Neichsgesetzdl.
l9i/u S. 2!S), Kg l?, 13 Einspruch gegen die Kündigung
erheben kann und zwar

1. wenn die Kündigung e^olgt ohne daß die Arbeitszeit
herabgesetzt ist und

2. wenn bei Bottiegen dieser Vorr ussetzung die besonderen
Verhältnisse des Arbeitnehmer? zu dcm Betrieb nicht
benlckfichtrgt find.
Die Möglichkeiten sür die BetriedSv^rtretungen. die

Belegschaften gegen oie Folgen der WittschaftSkrife zu
schützen, waren mithin bisher nur gering, weil insbesondere
gegen eine der Grundursachen des Uebels, den Abbruch
oder die Stillegung der Betriebe nichts unternommen
werden konnte
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ist,

Hier soll die Verordnung vom 8. ll. 20 Wandel
scheffen. Dcn Betriebsräten erwächst hieraus eiue neue

ebenso wichtige wie verantwortungsvolle Aufgabe. ES
muß sich zeigen, das! unsere Vetriebsvertretungen rn der
Jage sind, die Wirtschaftsführung fo zu beherrschen, daß
sie den Versuchen der iZntcrnchmer, die Produktion lahm
zu legen, wirksam entgegentreten können.

Die Verordnung sieht vor, daz die Hute! nehmet bet
der Demobilmochungibchörde Anzeige zu erstatten haben,
wenn sie

1. Betriebsanlagen ganz oder teilweise abbrechen odcr
Maßnahmen trafen wollen, wclchc die LeistungS»
fähigkeit deS Unternehmens we'eni.ich verringern,

2. wenn sie Betriebiianlagen ganz odcr tcilwcisc nicht
benutzen und in ^trieben oder selb räudigen Betriebs»
teilen mit in dn 'liege! mehr al<! 20 aber weniger
altz 200 Arbeit: clnnern redn Arbeitnehmer odcr bei
in der Nec.el mirdestens .M> Arbeitnehmer fünf vom

Hundert der im Betriebe Beschäftigten, jedenfalls aber
mehr als 50 Arlcilnchmcr entlassen wollen.

Hier ist zn beachten, daß diese Anzeige nicht erforderlich
wenn die Unterb echung oder En schränkung iu der

Vettiebsführung durch die Eigenart des Betriebes bedingt
ift. ES kann sich hieibei nur um Saisonbetriebe handeln,
«ls> z. B. landwirtschaftliche «roß betriebe, Brennereien,
Zuckerfabriken, Marmelrdcfabriken o)er ähnliches.

Die beabsichtigten Maßnahmen dürfen im Falle von

BetriebSübbrüchen usw. nicht vor 9 blcuf von e> Wochen,
im Falle von Betrieb S tillegungen r icht vor Ablauf eines
VtonatS nach Erstattuug der Anzeige getroffen werden.

Hierdurch ist eine Interpretation deS Begriffs „längere
Heit vorher" il- 5 74 tt« VRG. gegeben.

Müssen Entlasfunl.cn infolge unvorhergesehener Er«
eignisse sofort vorgeno umen werden, so ist die Anzeige
spätesten« innerhalb :t Tagen naäizuholeu. Solche un»

sorhergesehenen Ereign, ssc können nur dariu bestehen, daß
infolge von Naturere fnissen, Bränden eine Möglichkeit
der Wetterführung e l>eS Betriebe« nicht mehr besteht.
Hierauf haben die BitriebSvertretungen ihr besondere«
Augenmerk zu richten. Spätestens iuuerhalb von 3 Tagen
nach Erstattung der Anzeige hat oer Unternehmer feine
sämtlichen Vorräte dcr DemobilmachungSbehörde mitzuteilen.
G? darf innerhalb l>,r Fristen teeinttächtigeude Ver
«nderungen der Sach oder Rechtslage nicht vornehmen.

Die BetriebSvertretungeu haben nunmehr insbesondere
daraus zu achten, daß tie Verordnung uiait etwa dadurch
umgangen wird, indem beabsichtigte Masseuentlassungen
nach und nach in kleinem Umfange vorgenommen werden.
Alle Betriebe, welche unter diese Verordnung sollen, müssen
von den BcttiedSvertritmigen oaraushin genau koutrolliert
werben.

Flach erstatteter Anzeige hat dte zuständige DemobU^
machuugKbesörde im Benehmen mit Betriebsleitung und
BetriedSvertietung zr orüscn, welche Hilfsmaßnahmen zur
Behebnng wittfchafMher Schwierigkeiten deö Betriebe«
angezeigt erfcheinen. Tie Vertrete' der Sewcrkfchaften
folle« tzinzuqezsgen , 'er!)en. In dlefer Bestimmung liegt
die Hauptaufgabe d.Z Vetrieb«rat« Hier müssen unsere
Kollegen in Aussmmenmoett mit den Vertretern der Gewerk¬
schaften e« verstehen, dem Demobiln achung«kommissar die
wirtschaftlichen Verhältnisse so klar zu legen, daß nicht
etwa dte Argumente der Unternehme? dcn Behörden gegen»
«der die größere Durc,jchl«gSkraft besitzen.

Wenn e« dem DenivbilmachunatzlominZssar nicht möglich
ift, innerhalb der gesetzt m Fristen die notwendige Ausklärung
der Verhältnisse herbe tMfnhre», dann kann dte Frist u«

einen I!onat, und wenn weiterhin zwing,
liegen, um weitere zwei Monate verlängert werden. Die
Betriebsräte haben darauf zu dringen, daß in solchen Fällen
eine Verlängerung der Frist erfolgt, da sonst, wenn die«
nicht geschieht, der betreffende Unternehmer in der Lage
wäre, seine Maßnahmen ungehindert durchführen zju
können. Der DemobilmachungSkommissar kann eine Be«
schlagnahme und die Enteignung der in Frage kommenden
Suchen und Rechte zugunsten des LandeijfiSkuS und die
Uebertragung der Gegenstände an eine zu bestimme«)?
andere Person auSsprechen. Die Beschlagnahme darf nnr

innerhalb der vorgenannten Fristen erfolgen. Die Ent«
eignung oder Uebertragung muß spätesten« zwei Wochen
nach Ablauf dieser Fristen erfolat fein. Während der
Beschlagnahme darf der Unternehmer ein: Veränderung
nicht vornehmen. Die Betriebsräte haben darauf zu achten,
daß im Falle einer Beschlagnahme die Entemnung oder
Uebertragung fristgemäß erfolgt, da andernfalls nam Ab'
lauf der genannten Fristen die Beschlognchme selbsttätig
ausgehoben ift.

Wenn der Unternehmer seiner Verpflichtung zur Auzekge
nicht nachkommt, so ift die Demobilmachrlng«bchörde cm

die Fristen nicht gebunden. Die Betriebsräte haben dafür
zu sorgen, daß die DemobilmachungSbehörde in Kenntnis
gesetzt wird, falls der Unternehmer Veränderungen i«
Betriebe und in der Belegschaft vornimmt und nicht
nachweisen kaun, daß er die vorgeschriebi ne Anzeige er«

stattet hat.

Die Bestimmungen der Verordnung finden keine An.
Wendung, wenn der Abbruch oder die Veräußerung von
Betrieben cuf Anordnung oder mtt Zustimmung einer dafür
zuständigen Behörde oder mit behördlichen Befugnissen
ausgestatteten Stelle erfolgt. In solchen Fällen hat die
BetricbSvertretung. genau zu prüfen, von welchen Körper-
schuften und mit welcher Begründung derartige Anordnungen
getroffen werden. Bei Entlassungen (AuSspelrungeu) iuso'.gr
von wirtschaftlichen Kämpfen zwischen Arbeitgeber und
Arbeitnehmern findet die Verordnung keine Anwendung.
Die Verordnung gibt den BetriebSvettretimgeu und den
Gewerkschaften weitgehende Möglichkeiten, in die Regelung
deS Wirtschaftsleben« im Interesse der Allzcmeinheit ein
zugreifen. Bor allem kommt es jedoch darauf an, welche
Stellung die DemobilmachungSbehöroen einnehmen, welche
Maßnahmen dieselben zur sinngemäßen Durchführung der
Verordnung treffen und welche Körperschaften cvtl. ih c

Zustimmung zu BetriebSt.dbrüchen gcbcu und dadurch
die Verordnung aufbeben. U.n hinüber durchaus einwani).
freie« Material zu erhalte», ersuchen wii- die Betriebst.
Vertretungen und die OrtSverwaltungen der Gewerkfchaftei,
sämtliche Fälle, bei welchen dic Verordnung iwr Anwendm g
kommt und da« Nesnltat, welche« fich infolge !>e« Eingreifens
der DemobilmachungSbehörde ergeben hat, fofort nach hi:r
zu melden, damit wir in der Lage find, den Allgemeinen
Deutschen Gewerkschaftsbund und den Allgemeinen freie«
Angestelltenbund über die Wirksamkeit der Verordnulg
laufend informieren zu können.

Alle Meldungen find zu richten:
an die Gewerkschaftliche Vetriebikrätezentra c

de« «DVV. und de« AfA Bunde«,«erlin «0.1«,
Engeluser 14-1b".

Bei der schwierigen Lage, in welcher fich die Arbeit»
nehmer infolg: der Wirtschaft«krife befind?., ersuche,r wir
der Durchführung dieser Verordnung unter lSerückstchtigurg
de« Vormhenden die größte Aufmerksamkeit zu widme i

Gewerkschaftliche Vetriebsr«teAentr«le
deS «D«V. «nd des UfA.«n»des.

Vr,l«t ASrp« l.
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Der Aktionsausschuß der deutschen Ge¬

werkschaften für das NeichSheimftattcnamt
erläßt folgenden

Anfruf
Die großen Gprtzengewerkfchaften — Allgemeiner

Deutscher Gewerkschaftsbund, Deutscher Gewerkfchafrübund,
Verband der deutschen Gewerkoereine (Hirsch-Dun^erschc
Gewerkschaften), Arbeitsgemeinschaft freier Angestellten.
Verbände, GewerkfchaftSbund der Angestellten, Deutscher
Beamtcnbund — haben sich im April dieses Iah,es zn
einem Aktionsausschuß der deutschen Gewerkschaften
'ür daS Reichsheimstättenamt znsammengctan und find
mit einem Aufruf an die Öffentlichkeit herangetreten, der
dringend ein neues Heimstättenrecht fordert, das jedem
Volksgenossen die Möglichkeit geben soll, eine gesicherte
Heimstätte für fich und die Seinen zn gewinnen. Wir
fordern Befreiung des Boden«, all der Quelle alles LcdenS
und Arbeiten« von jeder Spekulation. Nur bei voller
Ausschaltung deS BodeuwuchcrS ift eS uns möglich, wieder
Zugang zum Grund und Boden zu finden. Kann zurzeit
nicht genügend gebaut werden, dann wollen wir wenigstens
in dcr Nähe der Städte den Boden znr gcrtnelifchen
Arbeit haben. Im Aktionsausschuß verlangte.: w r eiu
durchgreifende« Heimstättengesetz und die Errichtung eines
mit dcn Gewerkschaften Hand in HSnd arbeitenden Reichs»
Heimstättenamtes, das die Durchführung deS Gesetzes sichern
sollte. DaS Heimftättengesetz, das inzwischen geschaffen
worden tft, bedeutet zwar einen Schritt vorwärts, ist aber
unvollkommen. Auf Grund dieses Gesetzes muß trotzdem
überall darum gekämpft werden, daß auch der Unbem ttelte
billig Heimftättcnboden erhalten kann.

Gin ständiger Beirat für das Heimstätten,
wesen im ReichSarbeitsminifterium ift nun eingesetzt
worden, um dic Vorbereitung zu einer durchgreifenden
Heimstältengesetzgebung zu treffen. Der ständige Beirat
umschließt die Vertreter sämtlicher oben aufgeführten
S^itzengewerkschaften und außerdem Persönlichkeiten,
die fich um das Heimstöttenwesen verdient gemacht hzben.
Der ständige Beirat hat nach gründlichen Arbeiter den
Entwurf eine« über die SpekulitronSinteressen rücksichtslos
hinwegschreitcnden Bodenentcignung«gesctze« (Gesetz übcr
dcn erleichterten Erwerb nnd besseren Gebrauch de« beul scheu
Bau- un>> WirtschastSlande«) und Vorschläge zur Beschaffung
billigen Gelde« zur Errichtung von Heimstätten vorgelegt.
Der Aktionsausschuß dcr deutschen Gewerkschaften erwartet
nun. daß alle örtlichen Gewerkschaften seine Arbeiten unter
stützen, einmal zur Schaffung eine? gründlichen Heimstätten,
geseygebnng. dann aber vor allem zu ihrer praktischen
Durchführung. Die HäHptwiderftiinde — Gl, ichgült gkcit
und Interessenpolitik — werden in den einzelnen Orten
selbst zu überwinden sein. E« ist deshalb notwendig, daß
in jedem Ort fich sämtliche Gewerkschaften zu einem
örtlichen HeimstättenauKfchuß der Gewerkschaften
zusammenschließen, ähnlich wie es in Groß.Vernn urd in
anderen Orten schon geschehen ist. Wir fordern dringend
auf, dtefen Zufammenfchluß sofort vorznnehmen. Material
für den Zusammenschluß versendet unser AktionSaus chuß
(Geschäftsstelle Berliu-Grünau. Gartenftadtftr. 3S). «on
größtem Werte würde e« fein, wenn alle Gewerkschaften
eine« Orte« geschlossen au sämtliche ReichStaasabo/ortmete
ihre« Bezirk« sofort herantrete« mit der Aufforderung zur
Stellungnahme, Rückäußeruna und nachd ücklichen ver
tretung der Forderungen de« ständigen Beirat« im Aeichtttag.
»ir ditten, un« iiber die dortigen Arbeiten zu uuterrlÄzten,
besonder« über den dortigen Zusammenschluß und übec die
Antwort der Neichsta,

zen aller tc wcrerden wir m
Nur vcim Einseyi

Worte zur rettenden Tat i'ommen!

Allgemeiner Deutscher GcwerkschaftSbuno
Deutscher ^ < wcr kfchastSI> nud

Verband der deutschen Gew? loereine

Arbeitsgemeinschaft sreier Angcstclltenvcrbände
Gewerkschaftsbund der Angestellten

Deutscher B e a m t e n b n., d

j Kv5 ller^Kngeltelltenbewegung. j

Anchgewerkfchnftcn.
In Heft 6 dcr Flustfmrntcn dcS Bc dc« sächsischer

Industrieller, betitelt „Die Revolution im Betriebe", werden
auch die Verbände der A igcstellten behandelt. i,eißt
wörtlich in dicscr Flugschri t:

„Der GewerkfchaftSbund (G. k. A n dem auch die
gelben Verbände vereinigt sind, ist wwschl.s'Sfriedlich ge-
richtet". DicS beweist, daß auch die Arbeitgeber d e

wirtfchaftsfricdliche Richtung deS G. k. A. genau keunen,
sie wisscn, daß die „ehemals gelben Zier! c" ihre
durchaus nicht gewechselt Havel,.

Weiter ist dies auch eiue- treffende Yharakteristik der
Auffassung von Atthäugeru der fellmäii^en Betriebsräte
beweguug, welche sich dem Wahn hingeben, mit wiche«
Elementen „revolutionäre Aktionen" machen zu können.

Wo find die fiir die Angestellte,!
gefummelten Ttr, ikgeioer geblieben?

Der Vorstand de« As? .Bundes hat Anfang > r

in der Lagespresse dle folgende Erklärung verbre-tet:

Gelegentlich dc« großen Angestellte mrei'S m der
BerlinerMetallindustrie vom März l'.'l', Halle die Arbeiter,
schaft von Groß Berlin eine allgemeine <>;cld'am.u!ung
zur Unterstützung dieser Streikbewegung beschlossen Die
Angestellten kämmten dairalS sür da« Mnl'cmmmungs-
recht und konnten fich in diesem gewaltigen Ringen der
vollen Sympathie uud Solidarität der Haudarbeiterschafr
erfreuen. Die Durchführung der Sammlung war dem
damaligen VollzugSrat der Arbeilcrrale .idernageu
wordcu und eS dürften mindesten« d0(XX> Mk. an Spenden
eingegangen sein. Die freien Augestelltengewerkschasleil
haben immer soarauf gedrängt, daß über die eingegangenen
Gelder Rechnung gelegt und Grundsätze für eine gerechte
Verteilung der gesammelten Gelder aufgestellt werden
Entweder mußten dic e ngegangenen Binär e den am

Streik beteiligten AngesteUteuoerdändkn anteilig üb«,
wiesen werden, die ihr:rseitS wiederum Streikn»ter
ftütznng ausbezahlt hatten, oder aber sie mußten den
einzelnen am Streik beteitigten Angestellten duckt aus¬
bezahlt werden. In je!)em Falle hätte es uur den
Grundsätzen der Billigkeit und Gerechtigkeit ?ntsvio>l!?u.«W»
zunächst den Betrag der eingegangenen Gelde' selizn
stellen, auf der anderen Seite die Ansprüche der strelkcud'n
Angestellten und ihre ZaN zu ermiltei". um dann nach
einem Schlüssel »u verteilen. Der VollzugSrat und 'eine
Nachfolgerin, die jetzige BetriebScätezenlrule ilt der

Münzstraße, waren indei! allen derartigen Vori'chl, aei,
und Mahnungen der „AfA" unzugänglich und sollen
fich brüsk auf den Staudpnnlr. daß nur sie ud:r die
Verwend«ng der Gelder zu entscheide,, Härten. ES
ift bis heute noch nicht bekannt, in welchem Umfang und
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»»mal« von dcr
sür dic Angestellten ge.

sammelten Srreikgel^er anSschließlich dem Zweck zugeführt
werden dürfen, sin den sie be ,l ivareu: cö mnsj
ferner eine Abrcchnnnsi übcr daS Ergebnis der damaligen
^ incnfammlung und die bisher vorgenommene willkürliche
Verwendung der (Selber verlangt werden. Mit dcr
Verwendung deS rcn.ichcn
Um en die B

Betrages kann nincr kei::cn
in dcr Münzstraße

betrant wcrdcn. !^achdem nnsere bisherigen Versuche,
in direkter BcrhanNung mit Herrn Richard Müller die
nötige Aufklärung nid eine g«rd,ete brlcdigni.g der
Sache herbeizuführen, vergeblich waren, sehen wi- uns
nunmehr genötigt, ne'cn Vorgang dcr Berliner Arbeiter,
schuft öffentlich zu unterbreiten.

Als Antwort dcizu veröffentlichte die Betriebsräte»
zentrale in der nkuklunmuttistischen Zeitung «Dtc Inter¬
nationale" folgeude Erklärung:

Die .Freiheit" v im 4. November veröffentlicht eine
Zuschrift des Vorstandes der AfA, m der Bezug geuommcu
wird a :f die Geldsanmlung der Äcrliuer Arbeiter im
MLrz vorigen Jähret, anläßlich des Streik« der 51:?
ßestelltcn der Metallindustrie. Der Vorstaud der Äft'l

de Bcrwendrng der eingegangenen
sähe für eine gerechte Verte.lung an

l'ehauptet. daß
'^ett« keine
die Streikenden aufgest.'llt worden f nd. Tiefe Behauptung
ist unwahr. Die vcm Vollzugtirat damit eiugefetzte
Kommission hat einwznsfreie Grundsätze sür die Verteilung
der Gelder anfgcftc lt. Zn allen Ilu:crstntznngSfällcn ift
nach diesen Grundsätze!, verfahren worden. ?« Vorstand
der AfA behauptet weil«, daß eine große Anzahl vou

tützung erhallen habe. Diese
gehört zu jenen, die

ebbrälezentrale herab

Streikenden rrr«

Vehanpwng richtet sich selbst,
ausgestreut werden.

Sie

>m die

zusetzen. Dcm Vor? land der AfA ist bekannt, daß durch
die Sammlung dcr «Leider nicht nlle Streikenden unter

stützt werden kennte,, fondern nm diejenigen, die infolge
besonderer Umstand , incr Ertraunlerstützung bedurften.
Die Uuterstütznng aller Streikenden wäre dei den ein«
gegangener Gelder!, überhaupt nicht möglich gewesen,
lieber die Sammltng selbst und den Abschluß der

^^«^ ^ die Fr.st zur Stellung von
Vorhand ncn Restbcstäude zu verfüge...

uyungSantraser ist rn der lagest-refse mehnncl«
^ , , « ,7. ,
Zur udngeu werde» za die Angestellt« n der Berliner

Metallindustrie in den Betrieben selbst lim besten fel>
stellen können, wieviel von ihnen aus dcr fragliche»
Gclosammluug auch nur einen Pfennig llinernuguilg
erhalten haben."

SB»

U,

berichtet worden. Glich wurde, nachdem Ue Auszahlung
der Unterstützungen beendet war, die Prüfung aller
Belege und Bestände )urch die von der Generalversammlung
der Beniner ArbnnnSte eingesetzten RevisionSkom»
Missionen vorgenommen. Die Abrechnung und die Belege
wurden von den Revisoren einstimmig in Ordnung
gefunden. ES erfol.tte nicht die geringfte Beanstandung.
DaS Ersuchen deS lSerstaude« der As«, ihm Rechenschaft
über die Eingänge urd verwende en Gelder vorzulegen,
ist eine Numaßung, die die BettirbSrätezentrale als
RechtSnachfolgnln ten VollzuzSrote« mtt Recht zurück»
gewiesen hat.

Die Zentrale der Betriedsrlite ist der General»
Versammlung der B:t iebSräte Rechenschaft fchnldig. Die
Abrechnung über oie Sammlung der Gelder für die
streikenden «ugestel^en dcr Metallindustrie sollte bereits
in ciner der letzten Generalversammlungen der Betriebs»
"

c gegeben werden. Die Revisoren waren zu diesem
Zwecke gelaoen. Tic Abrechnung mußte jedoch zurück-

gestcllt werde,,. Ueber die Verwendung I

iidem u Gelder hat dic c^eneralverfammlungd« Betriebs,
röte zn entscheiden, nicht die AfA. Die Betriebsräte
werden die Gelder sicherlich inr Sinne derjenigen verwenden
die sie angebracht haben. Damit wird sich «uch der
Vorstaud der AfA zufrieden geben müssen.
In einer zwciren Veröffentlichung dc« A «»Vorstande«

wird ausgeführt:

Finanzgebahren der Münzstruße
Vom Hauptvorstand de« AfA'Bnnde« wird un«

geschrieben: «Wir hatten kürzlich in der Arbeiterpresse
mitgeteilt, daß seitens der Zentrale der ketriebSröte in
der Müuzstraße bisher unterlassen wordcu in. über eine
Geldsammlung Rechnung zu legen, die im Minz I9lk>

durch die Berliner Arbeiterschaft für die damals iu,
Streik befindlichen Angestellten der Metallindustrie veran

illet worden war. In einer Erwiderung der Betriebs
rätczcntrale in der «Internationale" wird mit einigen
nichlSfagenden Redensarten verflicht, nun den Anschein
zu erwecken, als wäre alleS in Ordnung. Wir erkläre.,

demgegenüber ermul: l. E« ist bis heute nicht bekannt
auS welchen Betr eben damals Geldsamm lungen in dc
Müuzstraße eingegangen sind und wie doch die Summe
diefer Sammlung ift und e« dürfte der Betriebsräte«
zentrale fchwer fallen, un« die Zeitung cder Zeitschrift
bekanntzugeben, in der etwa eine Aufstclluttg über die
gefsmmclteu Gcldcr veröffentlicht fein sollte. 2. Di:
Grundsätze, nach >enen man in der Müuzstraße dic
gesammelten Geld« verteilt hat, sind aas leinen Fall
einwandfrei. Dic Vl>ran«fetznng ein« gerechten Verteilung
wö.e doch gewesen, erst den Betrag der Eammlung fest»
zustellen und dann die Gesamtheit der streikenden zur
Geltendmachung ihr« Anspruch? au^nforder». Nur weuu

so eine Uebersicht über die vorhandeuen Mittel und die
bestehenden Bedürfnisse vorgelegen hätte, hätte sich ein

gerecht« Schlüssel für die Verlciluttg der Gelder fiuden
lassen. 3. Wir bestreiten, daß d.e jetzig: Zentrale der
^ttriebSräte sich in finanziellen Dingen al« die Recht«»
nachsolgcri» de« AollzugSratc« vou lLl9 bezeichnen da
denn die damaliae Vollversammlung d« Arbeil«räte
bestaub au« Angehörigen der verschiedenen Partei«; auch
der Vollzug«rat war nach jenen Fraktioreu zusammen'
gesetzt. Demgemäß hatten fich auch die Arbeit:r der
verschiedenen Richluugeu an den Sammlungen beteiligt
und eS kann nrmmehr die Versügung üb« derartige
Sammlungen nickn willkürlich durch eine einzelne Partei
gruppe geschehen. 4. Die Gene'alvcrsammlung der
Betriebsräte (Rüuzstraßes hat keiu Recht, über die etwa

AfA.Taschenkalender ltt«!

In diesem Jahre gibt d« Allgemeine freie Angeftellteri»
bund erstmalig einen La<chenkalenoer Kerautl. Auf kürzern
Raum zusammengedrängt, bietet er eine fclche Fülle von

Mateial, daß er al« einer d« besten nud handlichsten
Taschenkalender diese« Zahre« angesprochen werden kann.
In dcm Kalendanum ist die Möglichkeit vorhanden. V«.

samuilungen, Sitzungen und andere Dinge vorzunotieren.
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Adressenmaterial des AfA.Bundes und der ihm aii»

geschlossenen Verbände, fovte der Bezirks, und OrtSkartcllc,
ferner des Allgemeinen Deutschen Gewerkschaft«!) lüde«,
des Internationalen GcwerkfchaftSbnnde«, der freitzewerk»
schaftlichcn BetriebSrätezentrale, dcr Ständigen Delezation
der Augestelltengewerrfchaften Deutsch.Oesterreichs inacheu
den Kalender äußerst wertvoll. In knappen Worten werden

einige Ziele und Aufgaben deS AfA»BundeS besprachen
Znr Einführung in die LolksVirtschast ist eine Abhar dlung
über die «Arbeit" von besonderer Bedeutnng. lieber die

Betriebsrätebewegung enthält daS Taschenbuch vorziigliche
Erläuterungen, die die VergangenheitS», Gegenwatts» und

Zukuuft«.Arbcit schildern.
Der Kalender ist zum Preise von «.- Mk. au«,

schließlich Porto vom «erlag des AfA'Bundes, Berlin
'..'N.."2, Werftstr. 7, zu beziehen. Es empstehll sich, Bc»
stellungen recht bald zu machen, da infolge der Borzüg ichkeit
des Kalenders die Auflage fehr bald vergriffen fein dürfte.

Kerlckte.

Nordhaus,». Dic Arbeitsgemeinschaft freie, An»

gestelltcnvcrbände, Ortskartell Nordhansen. hielt am Sonntag,
den >'l. d. Mts., in Bleicherode im Berliner Hof eine
öffei'.tnche Verfammliing für die kaufmännischen nnd leck
Nischen Angestellten de« Ka!ig:bieteS ab. tt!S Refereut
war da« Mitglied de« ReichSkalirat.'S, Sen August Balke,
gewonnen, welcher in einem zweistündigen Reseda! daS

Thema: «Die Sozialisterung de« Bergbaues- behaudelie.
Die Ausführungen wurden von der gut befuchten Ver«
fammlung mit lebhaftem Interesse verfolgt, fodaß der
Referent reichen Beifall erntete.

Die einsetzende Debatte rief Herrn Direktor Pinkfuß
auf den Plan. Zuuöchft versuchte er die Angestellten zu
warnen, da doch der Kapitalist stet« ein warmes Herz für
feine ^'cute habe und gegebenen!!« entfalte, wa« dei der
Sozialisterung nicht möglich fei. Schließlich marsänerren
die nach seinen Ausführungen bereit« „sozialisierten' Be.
triebe, wie «. V. Bahn und Post, aus, ferner mußten die
fiskalischen Betriebe al« unrenladel herhalten.

Im Schlußwort widerlegte der Referent glänze id die
in der Diskussion gemachten AuSführnngen und zeigte
treffeud an dem Fall der «Hidernia", wie die Gegenseite
mit Schlagworten operiert, sodaß nachfolgende Refomtion
gegen A Stimmen Annahme fand.

«Die heutige öffentliche Verfammlung der techr ifcheu
nnd kaufmännischen Angeftellten und Beamten der Kol!»
indnstrie ersncheu ihre Kollegen allerort«, talkräftig für
die Sozialisteruttg de« Bergbaues eiuzutretcu. Al«
Sozialisterung ist der Silvnbng-Stlnmscht Vorschlag
der SiebenerkomMission de« Retch«wittschasl«rate« uicht
Zu betrachten; derselbe ist nichts weiter alS eine p!umpc
Fälschung des Sozialisierun'ZSgcdanken«. Jede Soziali»
fierung muß den AnSschlnz de« Privalbesitze« an deu
unterirdlfchen Bodenschätzen unbedingt inr Folge haben
und die Arbeitnchmerschast am Produktionsprozeß direkt
beteiligen. Nur solcher, ^^i'chlägen wird die Angestellten
schuft ihre Zustimmung gebcn".

«htt„iler. Da« Vezirk«kartell Ahrweiler der AfA
teilt un« mit: Nach Stetlurguahme mit den einzelnen
Organisationen und einer vorherigen gemeinschaftlichen
Besprechung, fand am Mittwoch, den w. November lvZO,
iin Gafthof «4 Wiudeu" in Ahrweiler eine Versamrilnug
der im Ahrweiler Bezirk ansässigen Mitglieder der AsA^
Verbände statt. Vertreten waren: Bnnd der technischen
Angestellten nnd Beamten. Deutscher Polierbund und Zentral,
verband d«'.'lugestellieu. Nach eiuem anösührlichcu R:feral

deS Kollege« Schraudolph vom ^rtSknrtell Bonn, welcher
die Notweudigken des .Zttsammknschlufscs allcr auf frei«
s.ewerks^aftlicher Grundlage stehenden Angestellten darstellte,
wurde eiust'.mmig dic Gründung eines VezirM.lr,ellS der
«AfA" sür den Bezirk Ahrweiler beschlossen uud der V-rftand
hiernach gewählt.

S« wird nun Sache der Angeftelltenschaft selbst sein,
auch dafür zu forgen, dnß eiu snscher ,"^r Ge.st in die
dortige Angcstclltensch.nl h-reingctr.'^n wird nnd sie aus
der bisherige,! Interesse::lostgkeit aus^erntlelt werden, denn
nur so wird eS möglich feiu, endlich auch einmal in dem
dunkle,, Ahrweiler besiere Verhältnisse zu schaffen. Die ganzen
Angestelltenvcrhältttisse in dem dortig?,, Beznk machen es
jeden, Einzelnen jnr Pflicht, dir z noch sernnehenden
Kollegen durch rührige Werbearbeit zu uuS herr nzudrin^en
uud lllufl hier eiu reges emsige? Werben sämtlicher Verbände
einsetzen. Nnr so wird es mögllch sein, auch einmal in
diesem «dunklen" Weltteile den Kampf für die Rechte der
A'lgefttlltenjchafl wirksam aufnehmen zu können.

H«nnover. Die nenc Schlichtnngsordnung
wurde in einer von der AM fnr dic Min;I,.lnn der unge»
schlo sener. Angestelltenver nrnde im VoikSheim am Freitag,
den l<>. dS. MtS. veran! altcten Versammlniig t>ehaude!r.
Referent war der Gelcha ihrer Schröder. Redner gab e»,en

historischen üeberblick übn die alte Förden ung dcr freien
Gewerkschaften auf gesey iche Regelung de^ Schlichtunge
wefenS und deren teilweise Auerkeuuling durch die Hlnlgnngs'
ämter beim Gewerbe, Berggewerbe., 5t üsmannS» und
Jnnungsschiedsgericht. Eiue Ausdehnnng. wcnn auch iu recht
mangelhafter Form, brachte das Hilssdicnn^esetz, bis dann
dic Verordnuug vom 25. l?. l,^ den Grundstein für eiu
regelrechtes SchlichtnugSrerfahren legte, beider stnd die
Hoffnungen nicht erfüllt, die SchlichtungsauSf.. ' haben
teilwcife voUkommeu versagt, keilweiie eme nicht dem
Willen des Gesetzgeber eutsprecheude Z ?ett ent»
wickelt. Daß nicht nur der Ine, ,,e chtuugsauS»
schuß allei., den Zorn der Arbener errcgr, davon zeugen
die Verhältnisse iu anderen RcichSgcblcnen. Redner wein
iusbesondere auf die «orl'ynlmnisse in Pommern hin, wo
die Gewerkschasten cinc schr fcharfe Stellungnahme ein.
nehmen mußte,,. Nachdem die Aufgaben, die die jetzigen

'sroronuttg vom

,g umerzog»»
Mängel nicht
ldtuden Aus¬

gab Refereut
he vcrbiudltch
uSschuß seii.c

l. Der

u

SchlichtuugSauSschüsse au Gruud der
23. 12. 1« zu erfüllen haben, einer Betracht
wurden, wobei auch dic z,t Tage getretenem
uuerwähut blieben, insbesondere bei deu i.

kuttftSpersonen nnd den Schiedsspruch sclbu.
noch die Fälle bekannt, wc z. Zt. Schieber
sind. Redner betonte, daß der Schlichnma«
Aufgabe anders lösen müsite als die ^usl,,l ...

SchlichtungsauSschuß mnß soziale? VerstaiidniS beknnt
er mnß nicht übcr einen leisten kehren,

' ' . «

für sich betrachten. Betrachte mm, die
SchlichtuugSauSschüsse iu deu verschiedenen Gegenden, dann
könnte man iuteressaute ^egoachtuugett machen, diesem
liedeinaude helse leider der zur Krn.k vorlicgeud: besetz
cutwurf nicht ab. Abgesehen von dem kompuzl,
der Organisation, vermag man den Ausgab
klar zu ermitteln. Sratt die bestehenden Mängel auszu
merzen, wird die Unsicherheit der Zuständigkeit ... er

grüßen. Auch die Zusammensetzung t .n einzelnen Instanz
wege zeuge von wenig glücklicher r.n> un>. Statt Elnbeit>
ltchkeit sei Zersplitterung festzustelleu.

jeden Fall
l der enizelnen

Ausbau

Hl

chlichtu

^öamt und daS Ne>ch«eiuigttttgsamt mindesteuS die
gleiche Zahl und außerdem je eine ReoistvnSkammer. Deu
Borsigeuden wählen nicht die Beisitzer, sondern nur nach
ihrer «Anhörung" bestellt ihn die oberste Verwaltung««
behörde. Tie Revifionsknmmer hat nicht nur emen zum
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höheren Justiz» oder Verwaltrmgsdienft befähigten Bor
tt ^1 HI .4,

geber uu i Arbeit

ltcrliche '^eaulle, denen le
llt werden. Wie

dle Besetzm
> viichtSbeh
^cute dcr

sodann dai

dem neuen

dcn Beschw
ivelchc alc

amkeit zwir
lki' rv>rtttrt^!i

ciuc solche
Das Str^ ürecht in I

g ausgluchei d wirkt, zeigen nnS die Urteile dcr
^lden. Nich- richterliche Besetzung, sondern
Praxis sei unsere Losung. Redner behandelte

l Verfahren eiueS SchlichtungSprozesteS nach
ttu'wun, den Schiedsspruch, feine Wirknng,

'rdewcg. dic Rcvinon. die Sttafbestimmungen,
lialtcn, ?ic dic Arbeitnehincr
Dir Standpunkt der Arbeit-

zu iu Ausdruck kommen, daß
ng nicht Gesetz wcrdcn darf.

ebnnac, c

Organisation. !r der Vcrsuch untcruonlmen wird,
zu machen, dann muß sich di» Arbeitnehmer«

schast wehren. Gewiß l ud wilde ^cweZungen cutstauden,
die ober auch bekämpf! werden siud. Di: fteigewerkschastlich

halte,, gcur.u wie die Arbeiter
hoch und wissen renitente Kreise

fassen. Man foll vor allem d c remlenten Arbeitgeber
Gerade letzteres ist nach den bisherigen Erfahrungen

Notwendigkeit.
ifall zo ltcn die Anwesenden dem Redner
^achleuuruis und Sachlichkeit zeugenden

c - t

ihre
zu

rvci.'cr

ciuc unbcdingtc

t r

Reichen ^

feine von

lu^riillilkll.

Ansfü
wurde

eßcnd entspann stch eine Ansfplüche, iu der die
c„ dcS Ncl'rcntcn unitrstrichen wurden, auch
viele auS de' Tätigkeit dcS hiesigen SchlichtungS-

a,i '''<jjttsseS dargestellt, d e erkeuueu ließen, daß eiue Reform
notwendig ist. InS?es mdere wurde auch das Bcrhalteu
des Vorsitzenden des h ^nren' KausnlannsgerichtS, Senator
Ekrote, tli inert und trmschrettrn verlangt.

Folgende Entschließung fand einstimniige Annahme:
„Die am 10. EZeptembc 1920 im Volksheim zu

Hannover versammelten Mitglieder der in der AsA
kailellierteu Auge,':.llnuverbäuoe !.eh„en deu Entwurs dcr
SchlichtungSordnun r, oom 15 Mai 1l'20 ab. Nur ein

welches dei S rbeitnehmerschaft daS Streik, und
umi'ictastet läßt, karn Vertrauen cr«

rzen, die, wie ste der Gesetz¬

en etz.
>kl.ilitiottsrer,l

Schlicht,.,
,s vorsieht jegliches Vertrauen entbehren müssen,
pur Sicherung deS WirtschaslSfriedenS nicht bei

wkck

rntn

köu,

tragen. Die Versa mnleltcn fordern daher:
l. Schaffung von SchlichtungSinstanzen in T^crbindung

mit dcu Arbeitsgerichten, uu, bei Kollektivstreitigkeiten
die Möglichkeiten einer friedlichen Einigung zu geben,

dc.« daS istreitrecht beschränkt wird und, wenn

Nöolichkeil ot ue Erfolg geblieben ift, ungehindert
Dritte z> u'.tcrnchmen, welche nach Lage der

ohne
diese
die

Verhältnisse notwendig sind.
2. Einwaud'rcit Üxesilegung deS Arbeitsgebietes, daö

den SchIichtu,.^slcUkl, uud den Arbeir'gerichten zu«
sällt, bannt di: znr Zeit begehende und durch den
Gesetzentwurf i,be, das Schlichtungswesen nicht be«
hobene RechtSuusicierheit endgült g behoben wird.

!rcckt>arleit s.ir verbindlich erklärte SchiedSsprriche.
Ausschalt lug der das Verantwortungsgefühl ver»

letzenden Sttafm. wodurch ine Disziplin der Ge»
werrschaft Sänge! örigeu uutergrabtn wird, Zulässtgteit
zur Uebernahme l>er Betriebe in Staatsverwaltung,
wo die Nichtdnrchführung getroffener Schiedssprüche

4.

sestge GV44b wordcn

Iliur unter Beucht ung Kiefer Grundsätze vermag daS

Schlichtungswesen einen Zweck zu erfüllen."

Sod mn umrde ^!)clicht erstattet über die verschiedenen
Handlungen, insbesondere über die Modifikation
iedSspruches vom 14. 7. 20 ftr die Jnduftr^

Tartlver
Kr« ^

angestellten. Nachdem noch der Straßenbohuerftretk Kwj
behandelt wllrde, wobei das Inserat der Urbeitgeberve?»
bände irr «VolkSwillen" als eine sehr eigen,ümlicheZRccht
fcrtigung der Arbeitgeber aufgefaßt wurde, fand dic an

regend verlaufene Versammlung ihr Ende.

Die ^ozioloaie des Volschewismus mit Bezug
nähme auf daS Problem der Internationale von M
Jcfimow. Verlag BcrlagSgenosscuschaft «Freiheit"
e. «. m. b. H. Berlin E2, Breite Str. 6—9.

Iefimow behandelt ln dieser Schrift das Problem
des Bolschewismus von einem in unserer Literatur völlig
neuem Gesichtspunkte. Er erörtert vs. allem die
soziologische Stellung deS Problems und dte Analyse
deS sozialen UrwcscnS des Bolschewismus.

Die Schrift dürfte zur Förderung lcr Erkenntnis
dieser vielumstrittenen Erscheinung Wesen, lich beirragen.

Die Sozialisterung und die Machtver Hältnisse de r

Klasse«, Referat, gehalten auf den 1. Deutschen
BetriebSrätekongreß am 5. Oktober 1920 von Dr.
Rudolf Hilferding. Verlag: VerlagSgenossenfchaft
„Freiheit" e. G. m. b. H. Berlm E.2, Brette Str. » -v.

Beide Schriften find zum Borimgspreise von je 1.— M.
durch unsere UefchiiftsKelle zu beziehen.
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